
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Sollte der Finanz-
minister einige Mil-
lionen übrig haben 
am Ende des Jah-
res, würde ich 
Ihnen gerne ein 
Freilichtmuseum 
spendieren für 
hundert Jahre ge-
scheiterter realer 
Sozialismus.» 

(Bundeswirtschaftsminis
ter Peter Altmaier im 
Bundestag an die Adres-
se der Linken) 
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In dieser Ausgabe:

In der vergangenen Wo-
che ist Angela Merkel 
zum vierten Mal in das 
Amt der 
Bundeskanz-
lerin gewählt 
worden, das 
neue Bun-
deskabinett 
ist vereidigt. 
Wir werden 
nun keine 
Zeit verlieren 
und mit der 
Umsetzung 
des Koalitionsvertrages 
beginnen. Wir werden 
darauf achten, dass die 
für die Bürger und Un-
ternehmen wichtigen 
Vorhaben zügig ange-
gangen werden.  

Dazu zählt vor allem der 
Bundeshaushalt 2018, 
den wir im Frühjahr be-
raten und vor der parla-
mentarischen Sommer-
pause verabschieden 
wollen. Wir streben da-
bei insbesondere in drei 
Feldern konkrete Fort-
schritte an: im Ausbau 
der Infrastruktur, in der 
Unterstützung von Fa-
milien und in der weite-
ren Verbesserung der 
inneren Sicherheit in 
unserem Land.  

Um in allen Regionen 
und vor allem in ländli-
chen Räumen Anschluss 
an die Zukunft zu hal-
ten, werden wir die 
Breitbandversorgung 

und damit das schnelle 
Internet zielstrebig und 
mit Macht ausbauen. So 

legen wir eine gute 
Grundlage für die Wei-
terentwicklung des 
Wirtschaftsstandortes 
Deutschland, aber auch 
für ein modernes Leben 
in unserem Land. Ein 
b e s o nd e re s 
Augenmerk 
legen wir da-
bei auf die 
Versorgung 
der Schulen. 
Der Bund 
wird die Län-
der mit dem 
Digitalpakt Schule da-
bei unterstützen, Schü-
ler so besser auf das 
Leben und Arbeiten in 
der digitalen Welt vor-
zubereiten. Die Digitali-
sierung der Gesellschaft 
ist das große Zu-
kunftsprojekt dieser 
Koalition.  

Wichtig ist uns eine ra-
sche Unterstützung und 
Entlastung von Fami-
lien. Mit der Einfüh-

rung des Baukindergel-
des soll es jungen Fami-
lien erleichtert werden, 

eigenen Wohn-
raum zu erwer-
ben. Mit einer 
Erhöhung des 
Kindergeldes un-
terstützen wir sie 
in der Zeit, in der 
sie dies am drin-
gendsten benöti-
gen. Und mit der 
Einführung eines 
Rechtsanspruchs 

auf Ganztagsbetreuung 
für Kinder im Grund-
schulalter verbessern wir 
die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Wir 
helfen damit den Fami-
lien ganz konkret in ih-

rem Lebensall-
tag.  

Oben auf der 
Liste der nun 
anzugehenden 
Fragen steht 
auch unser 
Einsatz für 
mehr innere 

Sicherheit. Dabei kommt 
dem Pakt für den Rechts-
staat eine Schlüsselrolle 
zu. Damit schaffen Bund 
und Länder 15.000 Stel-
len bei der Polizei und 
den Sicherheitskräften 
sowie 2.000 Stellen bei 
der Justiz – so können 
Straftaten schneller auf-
geklärt und Täter auch 
umgehend vor Gericht 
gestellt werden.  

Die Bundesregierung nimmt Arbeit auf 

Freitag, 23. März 2018 

Themen 

• Europa 

• Umwelt 

• Inneres 

• Ernährung 
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wirtschaftlich schwächerer 
Länder notwendige Reformen 
verzögert, setzen einige Länder 
sogar offen mehr auf Hilfe 
durch wirtschaftlich stärkere 
Volkswirtschaften als auf eige-
ne Anstrengungen.   

Vor diesem Hintergrund bera-
ten die Vertreter im Format 
des Eurogipfels, also der 19 
Staaten, die den Euro als Wäh-
rung haben, über die Zukunft 
der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion.  

Auf der Frühjahrstagung des 
Europäischen Rates Ende 
dieser Woche stehen traditio-
nell Wirtschaftsthemen im 
Mittelpunkt. Die Staats- und 
Regierungschefs werden sich 
darüber hinaus mit einer Rei-
he weiterer drängender Fra-
gen beschäftigen, darunter 
Steuern und Außenpolitik.  

Der Gipfel findet in einem 
schwierigen internationalen 
Umfeld statt, das u.a. von ei-
nem Giftgasangriff in Groß-
britannien, dem Brexit sowie 
handelspolitischen Auseinan-
dersetzungen mit den USA 
geprägt ist.  

Obwohl sich Teile Europas 
wirtschaftlich von der Krise 
etwas erholt haben, werden 
in großen Teilen insbesondere 

Entscheidend dabei ist für 
uns, die Wettbewerbsfähig-
keit im eigenen Land wie der 
EU insgesamt zu verbessern. 
Die Verantwortung dafür 
liegt bei den Mitgliedstaaten:  

"Haftung und Kontrolle müs-
sen immer Hand in Hand ge-
hen", betont Kanzlerin Dr. 
Angela Merkel und plädiert 
für eine "Gesamtarchitektur 
der Eurozone". Inwieweit sich 
dieses Prinzip in den Ent-
scheidungen im Juni -parallel 
zur Fußball WM - widerspie-
geln wird, wo es auch um ein 
gemeinsames Asylsystem ge-
hen soll, bleibt insbesondere 
mit kritischem Blick auf die 
aktuellen Vorschläge des 
französischen Ministerpräsi-
denten für die EU-Zukunft 
abzuwarten. 

Deutschlands Zukunft in der EU 

Diesel und (Des-)Information 

forme Erhebung der Messwer-
te verneint und darauf verwie-
sen, dass die geltenden Regeln 
für Messstationen mit EU-
Recht konform seien.  

( h t t p : / / w w w . g e s e t z e - i m -
internet.de/bimschv_39/anlage_3.html) 

Bezüglich der Messun-
gen läge die Verantwor-
tung jedoch einzig bei 
den Bundesländern : 

„Die Überwachung der 
Luftqualität liegt in der 
Zuständigkeit der Be-
hörden der Länder. Das 
Bayerische Landesamt 
für Umwelt hat zu dem 

in Ihrer Frage zitierten Artikel 
dargelegt, dass nach seiner 
Einschätzung die Messungen 
in München den europarecht-
lich in der Richtlinie über Luft-
qualität und saubere Luft für 
Europa vereinheitlichten Rege-

Vergangene Woche hatte ich 
die Bundesregierung ge-
fragt, ob sie Meldungen be-
stätigen könne, wonach zu-
mindest ein Teil der Mess-
stationen, an denen in der 
jüngeren Vergangenheit er-
höhte Stickoxidbe-
lastungen gemessen 
wurden, den für 
Messstationen gel-
tenden Vorschriften 
des BImSchG nicht 
genügten, und wel-
che Maßnahmen die 
Bundesregierung 
ergreifen wolle, um 
zumindest zukünf-
tig eine regelkonforme Erhe-
bung solcher Messwerte zu 
gewährleisten. 

Die Bundesregierung hat in 
ihrer Antwort jedwede Ver-
antwortung für die regelkon-

lungen entsprechen und reprä-
sentativ sind.“ 

(www.merkur.de/wirtschaft/schadstoffwert
e-in-muenchen-sind-messstationen-falsch-
platziert-9671855.html)  

Es erstaunt mich, wenn die 
Bundesregierung anscheinend 
regelwidrig erhobene Messda-
ten zur Grundlage für eigene 
Handlungsempfehlungen und 
eigenes Handeln macht. Noch 
mehr erstaunt mich jedoch, 
dass ich bislang weder aus 
München, Stuttgart oder ande-
ren Landeshauptstädten etwas 
von Initiativen der jeweiligen 
Landesregierungen für eine 
ordentliche Messung von Luft-
schadstoffen mitbekommen 
habe. Ich werde mich diesbe-
züglich mit meinen Landtags-
kollegen in Verbindung setzen, 
um Schaden von Autobesitzern 
abzuwenden.  
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Diese Woche hatte ich die Bun-
desregierung auch nach der 
Ausd i f f e renz ierung  von 
Sprachkursen für Zugewander-
te gefragt, so dass motivierte 
und/oder besonders begabte 
Teilnehmer bzw. unmotivierte 
und/oder weniger begabte Teil-
nehmer getrennt unterrichtet 
werden, um durch entspre-
chend zugeschnittene Unter-
richtsangebote den unter-
schiedlichen Personengruppen 
jeweils einen möglichst zügigen 
und erfolgreichen Integrations-
fortschritt zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung hat in 
ihrer ausführlichen Antwort 
dargestellt, das eine breite Pa-
lette von Integrations- und Be-
rufssprachkursen angeboten 

wird. Neben dem allgemeinen 
Integrationskurs, speziellen In-
tegrationskursen für Analpha-
beten, Zweitschriftlerner, Ju-
gendliche, Frauen und Eltern 
gibt es Kurse für Personen mit 
guten Lernvoraussetzungen 
bzw. mit besonderem sprachpä-
dagogischen Förderbedarf. Auf-
bauend auf einem Einstufungs-
test ermitteln Kursträger die 
passende Kursarten und Kurs-
niveaus.  

Die Berufssprachkurse bauen 
auf den Integrationskursen auf 
und dienen dem weiteren 
Spracherwerb ab dem einfachen 
Standardsprachniveau. Wer die-
ses Sprachniveau im Integrati-
onskurs nicht erreicht, kann 
spezielle Sprachkurse belegen. 

ralaussprache schlossen sich 
von Mittwoch bis Freitag Aus-
sprachen zu allen Ressorts an.  

Auch die neuen Bundesminister 
haben ihre Prioritäten und 
wichtigsten Themen in den ein-
zelnen Politikfeldern vorge-
stellt. Im Plenum des Deut-

schen Bundestages wurde je-
des Politikfeld mit den geplan-
ten Vorhaben und Schwer-
punktsetzungen kontrovers 
debattiert. Auf der nächsten 
Seite finden Sie eine Übersicht 
zu den Vorhaben im Bereich 
Ernährung und Landwirt-
schaft. 

In einer Regierungserklärung 
hat die Bundeskanzlerin dem 
Deutschen Bundestag in die-
ser Woche die Schwerpunkte 
und Leitlinien der vierten von 
ihr geführten Bundesregie-
rung dargelegt.  

In der darauffolgenden Gene-

Regierungserklärung und Generalaussprache 

Zudem gibt es Spezialmodule 
für bestimmte Berufsgruppen 
und mit gezielt fachspezifi-
schen Inhalten. 

Für die Integrationskurse 
wird derzeit eine soziale Be-
gleitung erprobt, die die 
Kursteilnehmer auf dem Weg 
zum Lern- und Integrations-
erfolg unterstützen und Lern- 
und Motivationsproblemen 
begegnen soll. Im Rahmen 
der Berufssprachkurse wird 
eine sozialpädagogische Be-
gleitung für die berufsfeld-
übergreifenden Kurse angebo-
ten. Außerdem prüft die Bun-
desregierung derzeit, inwie-
weit eine noch stärkere Kurs-
differenzierung angeboten 
werden kann. 

Aus der Fragestunde 

 Dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss gehören 17 Mitglieder 
an, die zugleich auch Mitglieder 

bzw. stellvertretende Mitglie-
der des Haushaltsausschusses 
sind. Ist der Haushaltsaus-

schuss vor allem für die Be-
willigung der Mittel zustän-
dig, so vollzieht der Rech-
nungsprüfungsausschuss 
den Vollzug der Ausgaben 
nach, prüft die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung des 
Bundes und bereitet die 
Entlastung der Bundesre-
gierung durch das Plenum 
des Deutschen Bundestages 
auf der Grundlage der Be-
merkungen des Bundes-
rechnungshofes vor.  

Seit Mittwoch dieser Woche 
bin ich neuer Vorsitzender 
des Rechnungsprüfungsaus-
schusses (RPA). Darauf 
verständigten sich mei-
ne Kollegen im Haus-
haltsausschusses. Ich 
übernehme die Nachfol-
ge von Norbert Brack-
mann, der aus dem Aus-
schuss ausgeschieden 
ist.  

Heute morgen ab 7:30 
Uhr leitete ich bereits 
zum ersten Mal die Aus-
schusssitzung. 

Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss 
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«Dort, wo Grenzen überschritten, Regeln missach-
tet oder Gesetze gebrochen werden, gilt für mich: 
Null Toleranz. Null Toleranz gibt es für mich auch 
bei Hassparolen und Gewalt gegenüber Andersden-

kenden und Andersgläubigen.» 

(Bundesinnenminister Horst Seehofer, CSU, am Freitag bei sei-
ner Regierungserklärung im Bundestag) 

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

AXEL E.  FISCHER  
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES 

Telefon: 030-227-73790 
Fax: 030-227-76677 
E-Mail: axel.fischer@bundestag.de 

Stark - Kompetent - Bürgernah 

für ein, dass die ehrenamtliche 
Arbeit noch mehr Anerken-
nung erfährt und stärker un-
terstützt wird. Dazu werden 
wir die bestehenden Regelun-
gen vereinfachen, den rechtli-
chen Rahmen für ehrenamtli-
che Betätigung und das Ge-
meinnützigkeitsrecht weiter 
verbessern. Zudem sollen Ver-
bände, Vereine und Stiftungen 
auf konkrete Hilfestellung 
durch eine Ehrenamtsstiftung 
oder Service-Agentur zurück-
greifen können.  

Lebensmittel sind in Deutsch-
land heute vielfältig, hochwer-
tig, preiswert und sicher wie 
noch nie. Moderne Land- und 
Ernährungswirtschaft soll 
auch in Zukunft in Deutsch-
land erfolgreich sein können. 
Deshalb werden wir die gesell-
schaftlichen Erwartungen an 
die Landwirtschaft aufgreifen 
und gleichzeitig die wirtschaft-
lichen Gegebenheiten der Be-
triebe nicht außer Acht lassen. 

Wir wollen eine multifunktio-
nal ausgerichtete, bäuerlich-
unternehmerische, familienge-
führte und regional verwurzel-
te Landwirtschaft. Zugleich 
müssen unsere Produkte am 
Weltmarkt wettbewerbsfähig 
bleiben. Die europäische 
Agrarpolitik soll neben der not-
wendigen Einkommensstabili-
sierung noch besser auf den 
Tier-, Natur- und Klimaschutz 
ausgerichtet werden. 

Mit einer Ackerbaustrategie 

Die Themen, die uns gemäß 
Koalitionsvertrag in den 
nächsten Jahren beschäftigen 
werden, sind vielfältig. Dazu 
zählen die Zukunft der länd-
lichen Regionen, eine moder-
ne und wettbewerbsfähige 
Lebensmittelerzeugung im 
eigenen Land zu erhalten so-
wie die Verbesserung des 
Tier- und Umweltschutzes. 
Es ist uns ebenso wichtig, 
ernährungsbedingte Krank-
heiten zu bekämpfen, die 
Wertschätzung für Lebens-
mittel zu erhöhen und den 
gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz zu stärken.  

Rund die Hälfte der Bevölke-
rung in Deutschland lebt auf 
dem Land. Die ländlichen Re-
gionen sind wichtige Wirt-
schaftsräume und tragen so 
maßgeblich zur Wirtschafts-
kraft Deutschlands bei. Wir 
wollen lebenswerte und at-
traktive ländliche Räume. 
Mit gezielten Investitionen 
eines neuen Sonderrahmen-
plans „Förderung der ländli-
chen Entwicklung“ arbeiten 
wir an der Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse. Da-
mit nehmen wir die Heraus-
forderungen der Demogra-
phie und der Daseinsvorsorge 
in den ländlichen  Regionen 
in den Blick.  

Für den sozialen Zusammen-
halt auf dem Land sorgen die 
vielen Ehrenamtlichen in 
Verbänden, Vereinen und 
Kirchen. Wir setzen uns da-

werden wir den umwelt- und 
naturverträglichen Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln regeln 
und insbesondere glyphosathal-
tige Pflanzenschutzmittel deut-
lich einschränken. Zugleich set-
zen wir auf zügige Zulassungs-
verfahren - auch durch zusätzli-
ches Personal. Die Ackerbaus-
trategie werden wir gemeinsam 
mit den Landwirten erarbeiten 
und mit den Maßnahmen zum 
Schutz der Biodiversität und 
von Insekten verbinden. Beim 
Grünlandumbruch werden wir 
Verbesserungen im Sinne der 
Umwelt und der Landwirte fin-
den.  

Deutschland nimmt schon heu-
te beim Tierschutz eine Spit-
zenposition ein. Für die Zu-
kunft entwickeln wir eine natio-
nale Nutztierstrategie und 
schließen Lücken im Tier-
schutz. Wir schaffen ein mehr-
stufiges staatliches Tierwohlla-
bel, um Verbrauchern die Mög-
lichkeit zu geben, besonders 
tierschutzgerechte Produkte 
honorieren zu können. 

Wir wollen  von staatlicher Sei-
te einen gesunderhaltenden Le-
bensstil vorgeben. Eine ver-
ständliche Kennzeichnung von 
Lebensmitteln kann dazu bei-
tragen. Noch wirksamer ist je-
doch in  Schulen, Kitas und 
Kantinen die Vorgaben der 
Deutschen Gesellschaft für Er-
nährung, eines in Bonn ansässi-
gen Vereins mit nationalsozia-
listischem Vorgänger, als Min-
deststandards zu etablieren.  

Ernährung und Landwirtschaft  


